
§ 305 Einbeziehung Allgemeiner Geschäftsbedingungen in den Vertrag 

(1) Allgemeine Geschäftsbedingungen sind alle für eine Vielzahl von Verträgen 

vorformulierten Vertragsbedingungen, die eine Vertragspartei (Verwender) der anderen 

Vertragspartei bei Abschluss eines Vertrags stellt. Gleichgültig ist, ob die Bestimmungen 

einen äußerlich gesonderten Bestandteil des Vertrags bilden oder in die Vertragsurkunde 

selbst aufgenommen werden, welchen Umfang sie haben, in welcher Schriftart sie verfasst 

sind und welche Form der Vertrag hat. Allgemeine Geschäftsbedingungen liegen nicht vor, 

soweit die Vertragsbedingungen zwischen den Vertragsparteien im Einzelnen ausgehandelt 

sind. 

(2) Allgemeine Geschäftsbedingungen werden nur dann Bestandteil eines Vertrags, wenn der 

Verwender bei Vertragsschluss  

1. 

die andere Vertragspartei ausdrücklich oder, wenn ein ausdrücklicher Hinweis wegen 

der Art des Vertragsschlusses nur unter unverhältnismäßigen Schwierigkeiten möglich 

ist, durch deutlich sichtbaren Aushang am Ort des Vertragsschlusses auf sie hinweist 

und 

2. 

der anderen Vertragspartei die Möglichkeit verschafft, in zumutbarer Weise, die auch 

eine für den Verwender erkennbare körperliche Behinderung der anderen 

Vertragspartei angemessen berücksichtigt, von ihrem Inhalt Kenntnis zu nehmen, 

und wenn die andere Vertragspartei mit ihrer Geltung einverstanden ist. 

(3) Die Vertragsparteien können für eine bestimmte Art von Rechtsgeschäften die Geltung 

bestimmter Allgemeiner Geschäftsbedingungen unter Beachtung der in Absatz 2 bezeichneten 

Erfordernisse im Voraus vereinbaren. 
 

§ 305b Vorrang der Individualabrede 

Individuelle Vertragsabreden haben Vorrang vor Allgemeinen Geschäftsbedingungen. 
 

§ 305c Überraschende und mehrdeutige Klauseln 

(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die nach den Umständen, 

insbesondere nach dem äußeren Erscheinungsbild des Vertrags, so ungewöhnlich sind, dass 

der Vertragspartner des Verwenders mit ihnen nicht zu rechnen braucht, werden nicht 

Vertragsbestandteil. 

(2) Zweifel bei der Auslegung Allgemeiner Geschäftsbedingungen gehen zu Lasten des 

Verwenders. 
 

§ 306 Rechtsfolgen bei Nichteinbeziehung und Unwirksamkeit 

(1) Sind Allgemeine Geschäftsbedingungen ganz oder teilweise nicht Vertragsbestandteil 

geworden oder unwirksam, so bleibt der Vertrag im Übrigen wirksam. 

(2) Soweit die Bestimmungen nicht Vertragsbestandteil geworden oder unwirksam sind, 

richtet sich der Inhalt des Vertrags nach den gesetzlichen Vorschriften. 

(3) Der Vertrag ist unwirksam, wenn das Festhalten an ihm auch unter Berücksichtigung der 

nach Absatz 2 vorgesehenen Änderung eine unzumutbare Härte für eine Vertragspartei 

darstellen würde. 
 

§ 307 Inhaltskontrolle 

(1) Bestimmungen in Allgemeinen Geschäftsbedingungen sind unwirksam, wenn sie den 

Vertragspartner des Verwenders entgegen den Geboten von Treu und Glauben unangemessen 

benachteiligen. Eine unangemessene Benachteiligung kann sich auch daraus ergeben, dass die 

Bestimmung nicht klar und verständlich ist. 

(2) Eine unangemessene Benachteiligung ist im Zweifel anzunehmen, wenn eine Bestimmung  

1. 



mit wesentlichen Grundgedanken der gesetzlichen Regelung, von der abgewichen 

wird, nicht zu vereinbaren ist oder 

2. 

wesentliche Rechte oder Pflichten, die sich aus der Natur des Vertrags ergeben, so 

einschränkt, dass die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sowie die §§ 308 und 309 gelten nur für Bestimmungen in 

Allgemeinen Geschäftsbedingungen, durch die von Rechtsvorschriften abweichende oder 

diese ergänzende Regelungen vereinbart werden. Andere Bestimmungen können nach Absatz 

1 Satz 2 in Verbindung mit Absatz 1 Satz 1 unwirksam sein. 
 

§ 310 Anwendungsbereich 

(1) § 305 Absatz 2 und 3, § 308 Nummer 1, 2 bis 8 und § 309 finden keine Anwendung auf 

Allgemeine Geschäftsbedingungen, die gegenüber einem Unternehmer, einer juristischen 

Person des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen Sondervermögen verwendet 

werden. § 307 Abs. 1 und 2 findet in den Fällen des Satzes 1 auch insoweit Anwendung, als 

dies zur Unwirksamkeit von in § 308 Nummer 1, 2 bis 8 und § 309 genannten 

Vertragsbestimmungen führt; auf die im Handelsverkehr geltenden Gewohnheiten und 

Gebräuche ist angemessen Rücksicht zu nehmen. In den Fällen des Satzes 1 finden § 307 

Absatz 1 und 2 sowie § 308 Nummer 1a und 1b auf Verträge, in die die Vergabe- und 

Vertragsordnung für Bauleistungen Teil B (VOB/B) in der jeweils zum Zeitpunkt des 

Vertragsschlusses geltenden Fassung ohne inhaltliche Abweichungen insgesamt einbezogen 

ist, in Bezug auf eine Inhaltskontrolle einzelner Bestimmungen keine Anwendung. 

(2) Die §§ 308 und 309 finden keine Anwendung auf Verträge der Elektrizitäts-, Gas-, 

Fernwärme- und Wasserversorgungsunternehmen über die Versorgung von Sonderabnehmern 

mit elektrischer Energie, Gas, Fernwärme und Wasser aus dem Versorgungsnetz, soweit die 

Versorgungsbedingungen nicht zum Nachteil der Abnehmer von Verordnungen über 

Allgemeine Bedingungen für die Versorgung von Tarifkunden mit elektrischer Energie, Gas, 

Fernwärme und Wasser abweichen. Satz 1 gilt entsprechend für Verträge über die Entsorgung 

von Abwasser. 

(3) Bei Verträgen zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher 

(Verbraucherverträge) finden die Vorschriften dieses Abschnitts mit folgenden Maßgaben 

Anwendung:  

1. 

Allgemeine Geschäftsbedingungen gelten als vom Unternehmer gestellt, es sei denn, 

dass sie durch den Verbraucher in den Vertrag eingeführt wurden; 

2. 

§ 305c Abs. 2 und die §§ 306 und 307 bis 309 dieses Gesetzes sowie Artikel 46b des 

Einführungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuche finden auf vorformulierte 

Vertragsbedingungen auch dann Anwendung, wenn diese nur zur einmaligen 

Verwendung bestimmt sind und soweit der Verbraucher auf Grund der 

Vorformulierung auf ihren Inhalt keinen Einfluss nehmen konnte; 

3. 

bei der Beurteilung der unangemessenen Benachteiligung nach § 307 Abs. 1 und 2 

sind auch die den Vertragsschluss begleitenden Umstände zu berücksichtigen. 

(4) Dieser Abschnitt findet keine Anwendung bei Verträgen auf dem Gebiet des Erb-, 

Familien- und Gesellschaftsrechts sowie auf Tarifverträge, Betriebs- und 

Dienstvereinbarungen. Bei der Anwendung auf Arbeitsverträge sind die im Arbeitsrecht 

geltenden Besonderheiten angemessen zu berücksichtigen; § 305 Abs. 2 und 3 ist nicht 

anzuwenden. Tarifverträge, Betriebs- und Dienstvereinbarungen stehen Rechtsvorschriften im 

Sinne von § 307 Abs. 3 gleich. 
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